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54. 

Gesetz 

über eine Änderung des Schulerhaltungsgesetzes 

 

 

Der Vorarlberger Landtag hat beschlossen: 

 

Das Schulerhaltungsgesetz, LGBl. Nr. 2/1965, in der Fassung LGBl. Nr. 40/1965, Nr. 39/1972 und Nr. 

39/1974, wird wie folgt geändert: 

 

1. Im § 1 Abs.2 hat es statt "gewerblichen, kaufmännischen und hauswirtschaftlichen Berufsschulen" zu lauten 

"Berufsschulen mit Ausnahme der land- und forstwirtschaftlichen Berufsschulen". 

 

2. Im § 2 Abs. 2 lit. b hat es statt "gewerblichen und kaufmännischen Berufsschulen" zu lauten "Berufsschulen 

mit Ausnahme der hauswirtschaftlichen Berufsschulen". 

 

3. Nach dem § 2 ist folgender § 2a einzufügen: 

 

"§ 2a 

Gemeindeverbände 

 

(1) Wenn in den Schulsprengel (Pflicht- oder Berechtigungssprengel) einer im § 2 Abs. 2 lit. a genannten 

öffentlichen Pflichtschule das Gebiet zweier oder mehrerer Gemeinden zur Gänze oder zum Teil einbezogen 

ist oder einbezogen werden soll, kann als gesetzlicher Schulerhalter ein Gemeindeverband gebildet werden, 

sofern die dem gesetzlichen Schulerhalter obliegenden Pflichten die Leistungsfähigkeit der Standortgemeinde 

übersteigen oder wenn dies zur leichteren Besorgung der Aufgaben des gesetzlichen Schulerhalters zweck-

mäßig ist. 

(2) Die Bildung eines Gemeindeverbandes nach Abs. 1 erfolgt auf Antrag mindestens einer Gemeinde, die 

dem Gemeindeverband angehören soll, sowie nach Anhörung der übrigen Gemeinden, die dem Gemeindever-

band angehören sollen, durch Verordnung der Landesregierung. Nach Erteilung der Errichtungsbewilligung 

ist die Bildung eines Gemeindeverbandes nach Abs. 1 nur mehr mit Zustimmung aller Gemeinden, die dem 

Gemeindeverband angehören sollen, möglich. 

(3) Als Organe des Gemeindeverbandes nach Abs. 1 sind jedenfalls ein Verwaltungsausschuß und ein 

Obmann vorzusehen. Im Verwaltungsausschuß muß jede verbandsangehörige Gemeinde mindestens mit ei-

nem Sitz und einer Stimme vertreten sein. Der Verwaltungsausschuß hat sich selbst eine Geschäftsordnung zu 

geben. Hiebei ist der § 44 des Gemeindegesetzes sinngemäß anzuwenden. 

(4) In der nach Abs. 2 zu erfassenden Verordnung ist zu bestimmen, wo der Gemeindeverband seinen Sitz 

hat, wie die Organe zu bestellen sind und welchen Wirkungsbereich sie haben sowie in welchem Verhältnis 

die beteiligten Gemeinden den nicht durch eigene Einnahmen des Gemeindeverbandes gedeckten Aufwand zu 

tragen haben. 

(5) Über Streitigkeiten zwischen verbandsangehörigen Gemeinden hat die Landesregierung zu entschei-

den, sofern es sich um Streitigkeiten handelt, die im Verbandsverhältnis begründet sind. Dasselbe gilt für 

Streitigkeiten zwischen Organen des Gemeindeverbandes und zwischen dem Gemeindeverband und den ver-

bandsangehörigen Gemeinden. 

(6) Aufsichtsbehörde über Gemeindeverbände nach Abs. 1 ist, wenn sie Gemeinden mehrerer Verwal-

tungsbezirke umfassen, die Landesregierung. Im übrigen gelten die Bestimmungen des V. und VI. Hauptstü-

ckes des Gemeindegesetzes für Gemeindeverbände nach Abs. 1 sinngemäß." 

 



 
 

4. Der § 7 hat zu lauten: 

 

§ 7 

Berufsschulen mit Ausnahme der hauswirtschaftlichen Berufsschulen 

 

(1) Öffentliche Berufsschulen mit Ausnahme der hauswirtschaftlichen Berufsschulen haben in solcher 

Zahl und in solchen Gebieten zu bestehen, daß nach Möglichkeit alle der Berufsschulpflicht unterliegenden 

Personen eine ihrem Lehrberuf entsprechende Berufsschule bei einem ihnen nach den örtlichen und Ver-

kehrsverhältnissen zumutbaren Schulweg können, sofern für den Besuch einer solchen Berufsschule voraus-

sichtlich ständig mindestens 90 Schüler eines Lehrberufes oder einer Lehrberufsgruppe vorhanden sind. 

(2) Nach Maßgabe des Bedarfes sind im Abs. 1 genannte Berufsschulen entweder als ganzjährige Berufs-

schulen oder, erforderlichenfalls unter Angliederung eines Schülerheimes, als lehrgangsmäßige Berufsschulen 

oder als saisonmäßige Berufsschulen zu führen. 

(3) Wenn die Voraussetzungen für das Bestehen einer öffentlichen Berufsschule für einen Lehrberuf oder 

eine Lehrberufsgruppe nicht gegeben sind, können unter Bedachtnahme auf eine für die Schulführung erfor-

derliche Mindestschülerzahl Berufsschulklassen für bestimmte Lehrberufe oder Lehrberufsgruppen einer an-

deren öffentlichen Berufsschule angeschlossen werden." 

 

5. Im § 9 haben die Abs. 2 und 3 zu lauten: 

"(2) Die Errichtungsbewilligung ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 und 3 vorliegen 

und die beabsichtigte Lage der Schule im Hinblick auf die Siedlungs- und Verkehrsverhältnisse den schuli-

schen Erfordernissen entspricht sowie weder mit einem Landesraumplan noch mit einem Flächenwidmungs-

plan im Widerspruch steht. 

(3) Errichtungsbewilligungen, die mit einem Landesraumplan oder einem Flächenwidmungsplan im Wi-

derspruch stehen, sind nichtig (§ 68 Abs. 4 lit. d AVG. 1950)." 

 

6. Im § 11 Abs. 4 hat der letzte Satz zu lauten: "Bei Polytechnischen Lehrgängen sowie bei Berufsschulen müs-

sen die für den praktischen Unterricht erforderlichen Lehrwerkstätten, Lehrküchen und Unterrichtsräume 

vorhanden sein." 

 

7. Im § 11 Abs. 7 ist der Ausdruck "gewerblichen und kaufmännischen Berufsschulen; durch das Wort "Berufs-

schulen" zu ersetzen. 

 

8. Der § 12 hat zu lauten: 

 

§ 12 

Schulrechtliche Bewilligung 

baulicher Maßnahmen 

 

(1) Die Erstellung, Erweiterung oder bauliche Umgestaltung eines Pflichtschulgebäudes oder sonstiger 

Schulliegenschaften bedarf— unbeschadet sonstiger Erfordernisse nach anderen Rechtsvorschriften— der 

Bewilligung der Bezirkshauptmannschaft. 

(2) Die Bewilligung ist nach Anhörung der zum Investitionsaufwand (§ 18 Abs. 3) beitragspflichtigen o-

der voraussichtlich beitragspflichtigen Gemeinden zu erteilen, wenn die beabsichtigten baulichen Maßnahmen 

den Vorschriften über die Schulerhaltung entsprechen und auf die finanzielle Leistungsfähigkeit der zum In-

vestitionsaufwand beitragspflichtigen oder voraussichtlich beitragspflichtigen Gemeinden Bedacht nehmen. 

(3) Vor Erteilung der schulrechtlichen Bewilligung der baulichen Maßnahme kann die Bezirkshauptmann-

schaft auf Antrag oder von Amts wegen feststellen, ob ein Grundstück für die Erstellung oder Erweiterung ei-

nes Pflichtschulgebäudes oder sonstiger Schulliegenschaften geeignet ist. 

(4) Die Bezirkshauptmannschaft hat vor einer Entscheidung nach Abs. 1 bis 3 bei Volks-, Haupt- und 

Sonderschulen sowie bei Polytechnischen Lehrgängen den Bezirksschulrat, bei Berufsschulen den Landes-

schulrat zu hören." 

 

9. Im § 15 Abs. 4 hat der letzte Satz zu lauten: 

"Bei Personen, die der Berufsschulpflicht unterliegen, ist statt des Wohnortes der Standort des Lehrbetriebes 

maßgebend; dies gilt nicht für Personen, die zum Besuch einer hauswirtschaftlichen Berufsschule verpflichtet 

sind." 

 

10. Im § 16 Abs. 1 hat es statt "gewerblichen und kaufmännischen Berufsschulen" zu lauten "Berufsschulen". 



 
 

 

11. Im § 16 Abs. 3 hat der zweite Satz zu lauten: 

"Desgleichen haben die Schulsprengel der für die einzelnen Lehrberufe in Betracht kommenden Berufsschu-

len lückenlos aneinander zu grenzen, sofern nicht das gesamte Landesgebiet Schulsprengel ist." 

 

12. Im § 17 Abs. 2 hat es statt "gewerbliche und kaufmännische Lehrlinge" zu lauten "Lehrlinge". 

 

13. Dem § 18 Abs. 5 ist folgender Satz anzufügen: 

"Ist der gesetzliche Schulerhalter ein Gemeindeverband, so sind die verbandsangehörigen Gemeinden nicht 

beitragspflichtig." 

 

14. Im § 19 haben die Überschrift und der Abs. 1 zu lauten: 

"Beiträge für Schulen von Gemeinden oder Gemeindeverbänden 

 

(1) Bei öffentlichen Pflichtschulen, die von Gemeinden oder Gemeindeverbänden erhalten werden, haben 

die beitragspflichtigen Gemeinden dem gesetzlichen Schulerhalter Beiträge zum Betriebs- und Investitions-

aufwand zu leisten." 

 

15. Im § 27 Abs. 2 lit. b hat es statt "gewerblichen und kaufmännischen Berufsschulen" zu lauten "Berufsschulen 

mit Ausnahme der hauswirtschaftlichen Berufsschulen". 

 

16. Nach dem § 27 ist folgender § 27a einzufügen: 

 

"§ 27a 

Gemeindeverbände 

 

(1) Wenn ein im § 27 Abs. 2 lit. a genanntes Schülerheim ausschließlich oder überwiegend für Schüler 

von öffentlichen Pflichtschulen in deren Sprengel das Gebiet zweier oder mehrerer Gemeinden zur Gänze o-

der zum Teil einbezogen ist oder einbezogen werden soll, bestimmt ist, kann als gesetzlicher Heimerhalter ein 

Gemeindeverband gebildet werden, wenn die Verpflichtungen des gesetzlichen Heimerhalters die Leistungs-

fähigkeit der Standortgemeinde übersteigen oder wenn dies zur leichteren Besorgung der dem gesetzlichen 

Heimerhalter obliegenden Aufgaben zweckmäßig ist. 

(2) Die Bestimmungen des § 2a Abs. 2 bis 6 gelten für die Gemeindeverbände nach Abs. 1 sinngemäß." 

 

Der Landtagspräsident: 

Dr. Martin Purtscher 

 

Der Landeshauptmann: 

Dr. Herbert Keßler 

 

 


